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Parlamente in den Prinzipien und Praktiken der OSZE 
 
 
Die Institution des Parlaments scheint auf den ersten Blick kein wesentlicher 
Bestandteil der OSZE-Verpflichtungen in der menschlichen Dimension und 
im Bereich Demokratie zu sein. In vielerlei Hinsicht ist das Parlament ein 
„stiller Gast“, auf den im Gesamtbestand der Verpflichtungen zu verschiede-
nen Aspekten einer demokratischen Gesellschaft durch den Gebrauch einer 
bestimmten Terminologie implizit verwiesen wird. Dazu gehören die Be-
griffe des Pluralismus und der wirkungsvollen Repräsentation. Ein schneller 
oder oberflächlicher Blick auf die wichtigsten OSZE-Verpflichtungen im Be-
reich Demokratie und Menschenrechte offenbart nur wenige direkte Verwei-
se auf Parlamente oder ihre Bedeutung für die programmatische Arbeit. Der 
vorliegende Beitrag untersucht daher die Institution des Parlamentes als 
impliziten und fest verwurzelten Bestandteil der OSZE-Verpflichtungen so-
wie der Auffassungen und Praktiken der OSZE in Bezug auf die Demokratie, 
insbesondere mit Blick auf das Konzept umfassender Sicherheit. Wir werden 
darlegen, dass die lediglich implizite Präsenz des Parlaments in den Ver-
pflichtungen nicht heißt, dass repräsentative Institutionen und Pluralismus 
nur eine untergeordnete Rolle spielen. Im Gegenteil – wir behaupten, dass die 
Programme zur Unterstützung von Parlamenten fest in die praktische Arbeit 
der OSZE eingebunden sind. Darin zeigt sich, dass sich die OSZE der Wich-
tigkeit des Parlaments in einer Mehrparteiendemokratie und somit in der 
menschlichen Dimension der Sicherheit bewusst ist.   
 
 
Parlamente in den OSZE-Verpflichtungen 
 
Nach der Schlussakte von Helsinki (1975) stellten das Kopenhagener Treffen 
der Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE und sein Ab-
schlussdokument (1990) für die Teilnehmerstaaten eine wichtige Grundlage 
für die Weiterentwicklung ihrer Demokratien und die Konsolidierung der de-
mokratischen Transformation dar. In Kopenhagen konnten die Teilnehmer-
staaten ihrer Überzeugung Ausdruck verleihen, dass Menschenrechte und de-
mokratische Institutionen verteidigt und gefördert werden müssen. Die Staa-
ten bekannten sich konkret zu freien Wahlen und gleichwertigen freien Ab-
stimmungsverfahren. Sie bekräftigten auch explizit die Unverzichtbarkeit ei-
ner „Regierungsform, die ihrem Wesen nach repräsentativ ist, bei der die 
Exekutive den gewählten gesetzgebenden Körperschaften oder der Wähler-

                                                           
*  Der Beitrag gibt die persönliche Meinung der Autoren wieder, die nicht notwendigerweise 
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schaft gegenüber rechenschaftspflichtig ist“,1 wobei politische Partizipation 
ein Grundrecht ist.2 Wirksame Teilnahme und die Repräsentation der Wäh-
lerschaft gehörten stets zu den Grundsätzen, von denen die OSZE sich bei 
ihrer praktischen Untermauerung des Demokratiebegriffs leiten ließ. Jedoch 
wird das Parlament als Institution in den OSZE-Verpflichtungen zumeist nur 
implizit angesprochen, während gleichzeitig jedoch die klassischen Funktio-
nen des Parlaments in der demokratischen Theorie und Praxis von diesen 
Verpflichtungen befürwortet und unterstützt werden. 
Dies wiederum ist ein Beleg dafür, dass die lediglich stillschweigende Ge-
genwart des Parlaments keine absichtliche Unterlassung ist. Im Gegenteil: 
Für die Verfasser des Kopenhagener Dokuments und anderer Dokumente war 
das Parlament ein unumstrittenes Element jeglicher Vorstellung von einem 
modernen und pluralistischen demokratischen System. Eine der wenigen 
Stellen, an denen Parlamente in den Verpflichtungen explizit erwähnt wer-
den, ist beispielsweise Absatz 7.9 des Kopenhagener Dokuments. Dort ver-
pflichten sich die Teilnehmerstaaten sicherzustellen, dass „Kandidaten, die 
die gesetzlich erforderliche Anzahl von Stimmen erhalten haben, ihr Amt 
[…] bis zum Ende ihrer Amtszeit innehaben können oder bis die Amtszeit 
anderweitig auf eine gesetzlich geregelte Weise in Übereinstimmung mit 
parlamentarisch-demokratischen und verfassungsmäßigen Verfahrensregeln 
beendet wird“.3 Diese Formulierung lässt darauf schließen, dass es schon zu-
vor Normen und Praktiken in Bezug auf demokratische Parlamente gab, die 
als bekannt und vereinbart vorausgesetzt wurden. Rückblickend hätte diese 
„stillschweigende“ Präsenz der Parlamente in den zentralen Dokumenten der 
menschlichen Dimension der OSZE vielleicht deutlicher gemacht werden 
können, wenn stärker betont worden wäre, wie wichtig die Institution des 
Parlaments für den Aufbau und die Konsolidierung der Demokratie ist. Seit 
der Verabschiedung der Dokumente wurden zahlreiche wissenschaftliche 
Studien durchgeführt, die – auf der Grundlage von länderübergreifenden sta-
tistischen Analysen – die Wichtigkeit des Parlaments für den langfristigen 
Demokratieaufbau bestätigt haben. Länder mit stärkeren Parlamenten (im 

                                                           
1  Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE, Dokument des Kopenhagener 

Treffens, Kopenhagen, 29. Juni 1990, Absatz 5.2, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.), KSZE/ 
OSZE, Dokumente der Konferenz und der Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa, Köln 2008, Kap. H.1 (im Folgenden: Kopenhagener Dokument). 

2  Siehe z.B. die Diskussion in Eric Stein, International Integration and Democracy: No 
Love at First Sight, in: American Journal of International Law 3/2001, S. 489-534, hier: 
S. 490. Stein schreibt, dass „angesichts dieser wachsenden Akzeptanz und der Verpflich-
tungen der meisten Staaten gemäß den VN-Abkommen und anderen globalen oder regio-
nalen Verträgen sowie der umfassenden Praxis von Staaten zur Förderung der Demokratie 
im Ausland einige Kommentatoren geltend machen, dass das Recht auf freie Wahlen und 
das Recht auf Teilnahme an öffentlichen Angelegenheiten bald zu denjenigen Grundrech-
ten gehören werden – oder bereits heute zu ihnen gehören –, die vom allgemeinen Völker-
recht geschützt werden“ (dieses und alle weiteren Zitate aus fremdsprachigen Quellen 
sind eigene Übersetzungen). 

3  Kopenhagener Dokument, a.a.O. (Anm. 1), Absatz 7.9 (Hervorhebung durch die Autoren). 
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Sinne formaler Befugnisse) gelingt danach die Demokratisierung zumeist 
besser.4 
Dessen ungeachtet soll dieser Beitrag zeigen, dass die OSZE im Rahmen 
ihrer Praktiken und Programme das Parlament als demokratische Institution 
mit großem und ausdrücklichem Engagement unterstützt und stärkt. Zu den 
Leitzielen der Tätigkeit und der auf den entsprechenden Verpflichtungen und 
Dokumenten beruhenden Partnerschaften der OSZE gehört die Unterstützung 
von Parlamenten und den Bemühungen der Teilnehmerstaaten, wirkungsvolle 
repräsentative Organe zu schützen.  
 
Gesetzgebung 
 
Dem Kopenhagener Dokument zufolge erfordert der „umfassende Ausdruck“ 
von Demokratie, Gerechtigkeit, Grundfreiheiten und Menschenrechten, dass 
die Gesetzgebung transparenten Prozessen unterworfen ist, die die gesamten 
OSZE-Verpflichtungen anerkennen. Absatz 5.8 des Kopenhagener Doku-
ments besagt: „Die nach Abschluss einer öffentlichen Debatte angenomme-
nen Gesetze sowie Verordnungen werden bekanntgemacht“. Die Bekanntma-
chung ist die „Voraussetzung für ihre Anwendbarkeit“. Die Gesetzestexte 
müssen zudem „jedermann zugänglich sein“.5 Auch wenn diese Bestimmun-
gen die Rolle des Parlaments bei der Gesetzgebung nicht explizit erwähnen, 
könnte man geltend machen, dass die im Rahmen der OSZE eingegangenen 
Verpflichtungen implizieren, dass die Legislativen der Teilnehmerstaaten der 
wichtigste Ort für die Einführung und Erörterung von Gesetzen sein sollten. 
Die Verbesserung des Gesetzgebungsprozesses in den Parlamenten, die ge-
währleistet, dass legislative und parlamentarische Abläufe transparent und für 
die Öffentlichkeit zugänglich sind, ist ein Leitprinzip der OSZE bei der Un-
terstützung von Parlamenten. Wir werden dies anhand eines Überblicks über 
die Arbeit der OSZE verdeutlichen. Im Dokument des Moskauer Treffens der 
Konferenz über die menschliche Dimension der KSZE von 1991 wird noch 
einmal bekräftigt, dass demokratische Institutionen pluralistisch und transpa-
rent sein müssen. Dort heißt es insbesondere: „Gesetze werden in einem of-
fenen Verfahren erarbeitet und angenommen, in dem der Wille des Volkes 
entweder auf direkte Weise oder durch dessen gewählte Vertreter zum Aus-
druck gebracht wird.“6 Diese Verpflichtung baut auf Absatz 5.8 des Kopen-
hagener Dokuments auf und führt ihn weiter aus, indem sie konkret besagt, 
dass Gesetze auf dem „Willen des Volkes“ beruhen. Dies impliziert eine 
Form übertragener Repräsentation in einem parlamentarischen Format oder 
eine direkte Gesetzgebung durch das Volk in Form eines Referendums.  

                                                           
4  Vgl. M. Steven Fish, Stronger Legislatures, Stronger Democracies, in: Journal of Democ-

racy 1/2006, S. 5-20, hier: S. 12. 
5  Kopenhagener Dokument, a.a.O. (Anm. 1), Absatz 5.8. 
6  Konferenz über die Menschliche Dimension der KSZE, Dokument des Moskauer Tref-

fens, Moskau, 3. Oktober 1991, Absatz 18.1, in: Fastenrath (Hrsg.), a.a.O. (Anm. 1), 
Kap. H.4 (im Folgenden: Moskauer Dokument). 
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Repräsentation 
 
Demokratische Prozesse sollen vom Willen des Volkes geleitet sein. Die 
OSZE-Teilnehmerstaaten haben erklärt, dass dieser Wille „die Grundlage für 
die Autorität und Rechtmäßigkeit jeder Regierung bildet“.7 Der Begriff der 
Regierung beinhaltet in dieser Formulierung zwar nicht das Parlament, die 
von den Staaten eingegangenen Verpflichtungen verweisen jedoch explizit 
auf den durch regelmäßige und unverfälschte Wahlen frei und gerecht zum 
Ausdruck gebrachten Willen des Volkes. Da in Wahlen hauptsächlich über 
das Parlament abgestimmt wird, besagen die Verpflichtungen eindeutig, dass 
die Bürger in der Lage sein müssen, an der Regierung ihres Landes teilzuha-
ben. Die Legitimität und Autorität von Regierungen hängen davon ab, in 
welchem Ausmaß die Bürger das Recht und die Möglichkeit haben, ihren 
Willen durch gewählte Vertreter und parlamentarische Institutionen zum 
Ausdruck zu bringen. In Abschnitt 7 führt das Kopenhagener Dokument wei-
ter aus, dass die Teilnehmerstaaten „gewährleisten [müssen], dass der Wille 
des Volkes die Grundlage für die Autorität der Regierung bildet“. Sie sind 
daher verpflichtet, „in angemessenen Zeitabständen freie Wahlen ab[zu]hal-
ten, wie das Gesetz es vorschreibt“. Darüber hinaus müssen „alle Vertreter in 
zumindest einer der Kammern des nationalen Gesetzgebungsorgans vom 
Volk frei gewählt werden“.8 Deswegen konzentrieren sich die Unterstützung 
und die Stärkung des Parlaments oft auf die Möglichkeit der Bürger, effektiv 
mitzuwirken. Die effektive Vertretung der Bürger durch repräsentative Orga-
ne und das Parlament wiederum führt zu einer Regierung, die auf die Bedürf-
nisse der Gesellschaft eingeht und ihr gegenüber rechenschaftspflichtig ist. 
Levitsky und Way veranschaulichen die Bedeutung wirksamer Repräsenta-
tion und Partizipation durch Parlamente in einer Analyse der Kontrollmecha-
nismen in Regimen, die sie als „kompetitiv-autoritär“ bezeichnen.9 Die Auto-
ren erörtern, wie wichtig es für solche Regime ist, die Legislative zu kontrol-
lieren. Wenn die Legislative als potenzielle „Arena zur Auseinandersetzung“ 
nicht „eliminiert“ wird, können Parlamente einer weiteren Machtkonzentra-
tion lästige Hindernisse in den Weg legen. Sie können „die Ernennung eines 
Präsidenten vereiteln, neue Aufsichtsmechanismen schaffen, öffentlichkeits-
wirksame Untersuchungen über den Machtmissbrauch der Regierung durch-
führen und sogar das politische Überleben des Amtsinhabers gefährden“, 
indem sie gegen ihn eine Amtsenthebungsklage erheben.10 Die Folge eines 
Mangels an Pluralismus und einer unwirksamen Vertretung der Bürger ist ein 
schwaches Parlament, das eventuell nicht auf die Wählerschaft eingeht.  
                                                           
7  Kopenhagener Dokument, a.a.O. (Anm.1), Absatz 6. 
8  Ebenda, Absätze 7, 7.1 und 7.2. 
9  Steven Levitsky/Lucan A. Way, Competitive Authoritarianism: Hybrid Regimes After the 

Cold War, Cambridge 2010. Die Monographie befasst sich in erster Linie damit, solche 
Regime zu definieren, zu konzeptualisieren und zu analysieren. Eine schlichte Definition 
lautet, es handle sich dabei um „Regime, in denen Mehrparteienwahlen mit einer Form 
von autoritärer Herrschaft kombiniert sind“ (S. 19). 

10  Ebenda, S. 63. 
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Institutionen 
 
Wie bereits gesagt, bezieht sich das Kopenhagener Dokument direkt auf de-
mokratische Institutionen, ohne allerdings Parlamente explizit zu erwähnen. 
Jedoch besagt Absatz 26 des Kopenhagener Dokuments, „dass eine lebendige 
Demokratie von der Existenz demokratischer Werte und Praktiken sowie von 
einer umfassenden Vielfalt demokratischer Institutionen als integralem Be-
standteil des gesellschaftlichen Lebens abhängt“.11 Parlamente als nationale 
Institutionen, die gewährleisten, dass Regierungen der Gesellschaft gegen-
über rechenschaftspflichtig sind, bilden „einen wichtigen Bestandteil nationa-
ler Regierungssysteme“.12 Sie sind die zentrale Institution für das Funktionie-
ren einer jeden gesunden und wirksamen Demokratie. Die OSZE-Verpflich-
tungen beruhen auf der Auffassung, dass das Parlament eine Institution ist, 
die sämtliche Verpflichtungen zur Demokratie verkörpert. Es muss daher not-
wendigerweise in jede Agenda zur Demokratiebildung einbezogen werden. 
Um die Voraussetzungen für demokratische Werte und Praktiken zu verbes-
sern, schlägt das Kopenhagener Dokument in Absatz 27 zudem vor, dass „die 
Zusammenarbeit zwischen Parlamentariern aus den Teilnehmerstaaten, etwa 
über bestehende interparlamentarische Vereinigungen, und unter anderem 
über gemeinsame Kommissionen, Fernsehdiskussionen unter Teilnahme von 
Parlamentariern, Treffen und Diskussionen am Runden Tisch gefördert 
wird.“13 
Im Moskauer Dokument von 1991 wird die Rolle demokratischer Institutio-
nen bei der Gewährleistung einer pluralistischen Gesellschaft ebenfalls betont 
und weiter konkretisiert. Im Moskauer Dokument bekräftigen die Teilneh-
merstaaten erneut, „dass Demokratie ein der Rechtsstaatlichkeit innewohnen-
des Element darstellt und dass Pluralismus für politische Organisationen von 
Bedeutung ist“.14 Pluralismus innerhalb der Institution des Parlaments ist 
deswegen ein impliziter, aber fundamentaler Bestandteil der OSZE-Ver-
pflichtungen. Levitsky und Way machen in ihrer Analyse der Legislative in 
autoritären Gesellschaften auch deutlich, welchen Einfluss Parlamente auf 
den Grad des Pluralismus in der Regierungsführung haben: 
 

„Die Kontrolle über die Legislative ist in kompetitiv-autoritären Regi-
men entscheidend. Durch sie kann die Exekutive [...] andere Politikbe-
reiche besser manipulieren und kontrollieren. Da die obersten Justiz- 
und Wahlbehörden häufig direkt von der Legislative ernannt werden 
oder von ihr anerkannt werden müssen, benötigt die Exekutive oft eine 
verlässliche Mehrheit in der Legislative, um Verfassungsgerichte, 

                                                           
11  Kopenhagener Dokument, a.a.O. (Anm. 1), Absatz 26. 
12  Alan Hudson/Claire Wren, Parliamentary strengthening in developing countries, Final Re-

port for DFID, 12. Februar 2007, S. 4, unter: http://www.odi.org.uk/resources/docs/ 
128.pdf. 

13  Kopenhagener Dokument, a.a.O. (Anm. 1), Absatz 27. 
14  Moskauer Dokument, a.a.O. (Anm. 6), Abschnitt 18. 
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Wahlkommissionen und andere Akteure mit horizontaler Verantwort-
lichkeit zu kontrollieren. Die Kontrolle über die Legislative ermöglicht 
es der Regierungspartei, die Verfassung zu ändern (und beispielsweise 
eine Begrenzung der Amtszeit des Präsidenten aufzuheben), um ihre 
autoritäre Herrschaft auszuweiten oder zu vertiefen.“15 

 
M. Steven Fish beleuchtet in seiner Arbeit über die Bedeutung starker Parla-
mente für die demokratische Konsolidierung einen weiteren Aspekt des Zu-
sammenhangs zwischen Parlamenten und Pluralismus. Er stellt fest, dass „die 
Stärke der Parlamente auch die Entwicklung politischer Parteien beein-
flusst“.16 Unter Rückgriff auf eine Fallstudie über Bulgarien in den 1990er 
und frühen 2000er Jahren legt er dar, dass „die Stärke der Legislative die 
Bildung von Parteien beflügelt hat, wodurch der politische Wettbewerb an 
Strukturen gewann und die Wahlen belebt wurden.“17 Fish erläutert diesen 
Zusammenhang mit folgender Annahme: Wenn die Legislative schwach und 
die Exekutive stark ist, „sind die für Politiker attraktiven Posten diejenigen in 
der Exekutive, und um dort einen Posten zu erlangen, ist keine Parteiarbeit 
vonnöten“. Fish fährt fort: „Für jemanden, der die Politik beeinflussen will, 
ist es einfacher, eine Amtsperson in der Exekutive zu bestechen als eine poli-
tische Partei aufzubauen“.18 
 
 
Parlamente als Gegenstand der Arbeit der OSZE 
 
Die lediglich „stillschweigende“ Präsenz des Parlaments in den OSZE-Ver-
pflichtungen hat die OSZE nicht davon abgehalten, eine „parlamentarische 
Dimension“ in ihre Praktiken und Programme einzubauen. Die Gesamtheit 
der Programme, Praktiken und Verfahren ergänzt und präzisiert das zuvor 
gezeichnete Bild. In ihr zeigt sich, dass die OSZE Parlamente und Parlamen-
tarier als wesentlichen Bestandteil ihres Konzepts umfassender menschlicher 
Sicherheit anerkennt. Außerdem ist die OSZE eine internationale Organisa-
tion, deren Demokratisierungsstrategien eine wichtige – wenn auch noch 
nicht vollständig integrierte – parlamentarische Komponente enthalten.  
Die folgenden Abschnitte geben einen Überblick über die wichtigsten In-
strumente und Institutionen, mittels derer die OSZE Einfluss auf Parlamente 
und lokale repräsentative Institutionen nimmt. Dazu müssen wir einen Blick 
auf die programmatische Arbeit der OSZE werfen, d.h. darauf, auf welche 
Weise die OSZE-Institutionen und Feldoperationen den Aufbau demokrati-
scher Institutionen im Einklang mit den OSZE-Verpflichtungen und ihrem 
eigenen konkreten Mandat unterstützt haben. Dabei beziehen wir uns auch 

                                                           
15  Levitsky/Way, a.a.O. (Anm. 9), S. 63. 
16  Fish, a.a.O. (Anm. 4), S. 15. 
17  Ebenda, S. 16. 
18  Ebenda, S. 16. 
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auf Fälle, in denen Parlamente Teil der OSZE-Verfahren und -Prozesse wa-
ren. Dies wird hoffentlich einen ersten Eindruck vermitteln, wie wichtig die 
„parlamentarische Dimension“ der OSZE ist. 
 
„Demokratische Institutionen aufbauen, stärken und schützen“:19 Wie die 
OSZE Parlamente unterstützt 
 
Die programmatische Arbeit der OSZE ist zwar in einzigartigen Verpflich-
tungen und Normen verwurzelt, die von den Teilnehmerstaaten in einem 
politischen Konsens beschlossen wurden. Auf operativer Ebene ähnelt sie 
jedoch derjenigen anderer internationaler Organisationen und Stiftungen zur 
Demokratieförderung. Das Engagement der OSZE zur Stärkung des Parla-
ments als Institution und als Bestandteil wirksamer repräsentativer Demokra-
tie kann daher in die Reihe internationaler Entwicklungsstrategien eingeord-
net werden, die solch unterschiedliche Bezeichnungen wie Stärkung des Par-
laments, Parlamentsunterstützung, Unterstützung bei der Gesetzgebung, par-
lamentarische Entwicklung und ähnliche Begriffskombinationen tragen. Eine 
Anmerkung des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) 
von 2009 definiert diese Strategien als „Aktivitäten, die darauf abzielen, die 
Repräsentations-, Gesetzgebungs- und Aufsichtsmöglichkeiten parlamentari-
scher Institutionen innerhalb des Regierungsprozesses zu verbessern“.20 Eine 
umfassendere Definition bietet das internationale Portal für parlamentarische 
Entwicklung Agora auf seiner Website: 
 

„Programme zur Unterstützung von Parlamenten sind der wichtigste 
Mechanismus zur Förderung der parlamentarischen Entwicklung. Diese 
Programme zielen darauf ab, Parlamente zu stärken, um eine repräsen-
tative, transparente, rechenschaftspflichtige und effektive Regierung zu 
fördern. […] Programme zur Unterstützung von Parlamenten greifen in 
diesem Rahmen, je nach Kontext und den Bedürfnissen eines bestimm-
ten Parlaments, auf verschiedene Ansätze und Methoden zurück.“21 

 
Somit gehört die OSZE faktisch einer „Community of Practice“ an, zu der 
auch internationale und supranationale Organisationen (UNDP, Weltbank 
und Europäische Union), andere Regionalorganisationen (Europarat), natio-
nale Entwicklungshilfeorganisationen (Canadian International Development 
Agency/CIDA, UK Department for International Development/DFID, United 
States Agency for International Development/USAID) sowie Stiftungen zur 

                                                           
19  Beschlüsse von Helsinki, Helsinki, 10. Juli 1992, Kapitel VI, Absatz 2, in: Fastenrath 

(Hrsg.), a.a.O. (Anm. 1), Kap. A.6. 
20  United Nations Development Programme, Parliamentary Development. UNDP Strategy 

Note, Mai 2009, S. 3, unter: http://www.agora-parl.org/sites/default/files/UNDP%20PD% 
20Strategy%20Note%20(May%202009).pdf. 

21  Parliamentary Strengthening, Agora – Portal for Parliamentary Development, unter: http:// 
www.agora-parl.org/node/471.  
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Demokratieförderung (die Stiftungen der politischen Parteien in den USA, 
die britische Westminster Foundation for Democracy) zählen. All diese Or-
ganisationen setzen sich in der einen oder anderen Form dafür ein, Parla-
mente zu unterstützen und zu stärken.22 
Die OSZE ist jedoch nicht einfach nur eine Organisation zur Demokratieun-
terstützung unter vielen. Sie hat auch ein einzigartiges Modell für die parla-
mentarische Entwicklung entworfen, das über eine Vielzahl von programma-
tischen Ansätzen verfügt. Professor Robert Nakamura, ehemaliger Leiter des 
Center for Legislative Development am New Yorker Rockefeller College, hat 
Programme zur Unterstützung von Parlamenten anhand der grundlegenden 
politischen Theorien klassifiziert, an denen sie sich vorrangig orientieren. 
Nakamura unterscheidet im Wesentlichen drei Strategien: das institutionelle 
Modell, das Parteienmodell und das zivilgesellschaftliche Modell.23 Die pro-
grammatische Unterstützung, die von der OSZE geleistet wird, gehört haupt-
sächlich den beiden ersten Kategorien an. Bei der „institutionellen“ Strategie 
zielt die Entwicklungsförderung auf das Problem ab, dass „Legislativen in 
sich entwickelnden Gesellschaften vor großen Aufgaben stehen, ihnen aber 
fast immer die Mittel fehlen, diese zu erfüllen“.24 Im Gegensatz dazu geht es 
bei dem „Parteienmodell“ um ein anderes Problem: „Die Parlamentsparteien 
[und die Parlamentarier selbst] […] verfügen oft nicht über die Mittel, ihre 
Wählerschaft zu erreichen, und haben nur wenig Erfahrung in der Formulie-
rung politischer Strategien. [...] Sie sind nicht in der Lage, die Anträge der 
Regierung angemessen zu analysieren, und ihnen werden kaum Möglichkei-
ten innerhalb des Parlaments geboten, ihre Auffassungen, wenn sie dann for-
muliert sind, vorzutragen und voranzutreiben.“25 Dieser analytischen Unter-
scheidung sollte noch hinzugefügt werden, dass die Praxis natürlich komple-
xer ist als die Theorie. Programme zur parlamentarischen Entwicklung fallen 
oft in mehr als eine der von Nakamura aufgestellten Kategorien. Es gibt bei-
spielsweise Programme, die darauf abzielen, sowohl die Parteifraktionen als 
auch das Sekretariat des Parlamentes zu stärken.  
  

                                                           
22  Einen Überblick über den Stand der Dinge bei der Parlamentsentwicklung gibt die UNDP 

Strategy Note, a.a.O. (Anm. 20); vgl. ebenso European Commission, EuropeAid, Engag-
ing and Supporting Parliaments Worldwide, Strategies and methodologies for EC action 
in support to parliaments, Oktober 2010, unter: http://ec.europa.eu/europeaid/what/ 
governance/documents/engaging_and_supporting_parliaments_en.pdf; Arne Tostensen/ 
Inge Amundsen, Support to Legislatures, Synthesis Study, Oslo, Januar 2010, unter: 
http://www.norad.no/en/_attachment/160865/binary/94221?download=true, sowie Hudson/ 
Wren, a.a.O. (Anm. 12). 

23  Siehe Robert Nakamura, Assessing Three Scenarios for Developing Democratic Legisla-
tures: Implementation Lessons from the Field, Paper presented at the 2008 Annual 
Meeting of the American Political Science Association, Boston, Massachusetts, 31. Au-
gust 2008.  

24  Ebenda. 
25  Ebenda. 
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Feldoperationen und Programme zur Stärkung von Parlamenten 
 
In der OSZE werden die Programme zur parlamentarischen Entwicklung 
hauptsächlich von den Feldoperationen implementiert. Im Rahmen des ihnen 
vom Ständigen Rat erteilten Mandats führen oder führten zahlreiche OSZE-
Feldoperationen Maßnahmen zur Unterstützung von Parlamenten und ande-
ren repräsentativen Organen durch. Diese Programme sind häufig als Pro-
jekte konzipiert, die speziell von einem oder mehreren Teilnehmerstaaten 
finanziert werden (sogenannte außerbudgetäre Projekte). In ihnen sind meh-
rere Komponenten vorgesehen, die über einen Zeitraum von einigen Jahren 
angesetzt sind. Sie ergänzen die Kernprogramme der Missionen, die aus dem 
Gesamthaushalt der OSZE finanziert werden (dabei handelt es sich um den 
Jahreshaushalt der OSZE, auf den sich die Teilnehmerstaaten geeinigt haben 
und zu dem sie gemeinsam beitragen). Solche Programme wurden zum Bei-
spiel in Albanien, Bosnien und Herzegowina sowie in Montenegro durchge-
führt. Grundlage für die Entwicklung von OSZE-Programmen ist in manchen 
Fällen ein explizites Mandat des Ständigen Rates, so beispielsweise in Alba-
nien, wo die OSZE-Präsenz mit dem „Kapazitätsaufbau im Parlament“26 be-
auftragt wurde. In anderen Feldoperationen wurden Programme zur Stärkung 
des Parlaments im Rahmen weiter gefasster Mandate zum Institutionenauf-
bau oder zur Demokratisierung umgesetzt. 
Dieser Ansatz wurde und wird vor allem in den OSZE-Feldoperationen in 
Südosteuropa realisiert. Die dortigen Missionen sind – gemessen an der Zahl 
ihrer Mitarbeiter – größer und ihre Mandate umfassender. Dadurch war es 
ihnen möglich, Programme zur Unterstützung von Parlamenten gründlicher 
zu verfolgen. OSZE-Feldoperationen in anderen Regionen konnten häufig 
nur begrenzte Fördermaßnahmen für Parlamente durchführen, wie z.B. ein-
malige Workshops oder Studienaufenthalte. In Zentralasien beispielsweise 
galten andere Prioritäten, darunter Menschenrechtsinstitutionen, Polizeiar-
beit, Grenzkontrollen und Korruptionsbekämpfung. Das „Wissen über die 
Vorteile von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit“27 ist dort wesentlich gerin-
ger, und im Vergleich zu anderen Dimensionen spielten Projekte zur Stär-
kung des Parlaments eine weniger große Rolle. Eine der wichtigsten Eigen-
schaften und Stärken des OSZE-Ansatzes zur Stärkung von Parlamenten 
besteht darin, dass die Programme stets Teil eines größeren institutionellen 
Kontextes sind, d.h. die OSZE-Feldoperationen führen weiter gefasste Pro-
gramme durch, die sich auf Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaat-
lichkeit insgesamt beziehen.  
Ein hervorragendes Beispiel hierfür ist die Arbeit der OSZE-Mission im Ko-
sovo. Die Unterstützung der Versammlung des Kosovo durch die Mission 

                                                           
26  OSZE, Ständiger Rat, Beschluss Nr. 588, Mandat der OSZE-Präsenz in Albanien, 

PC.DEC/588, 18. Dezember 2003, S. 1. 
27  Alexander Warkotsch, The OSCE as an Agent of Socialisation? International Norm Dy-

namics and Political Change in Central Asia, in: Europe-Asia Studies 5/2007, S. 829-846, 
hier: S. 843. 
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seit 2001 ist eingebettet in deren umfassenderes Mandat zum Institutionen-
aufbau gemäß Resolution 1244 des VN-Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999. 
Diese beinhaltete die Unterstützung des Aufbaus eines demokratischen Re-
gierungssystems in Form der vorläufigen Selbstverwaltungsinstitutionen, die 
von der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) 
geschaffen worden waren. Im Kosovo bedeutete dies zunächst einmal die 
Entwicklung und Verwaltung des Wahlsystems selbst. Danach erst konnten 
die parlamentarischen Strukturen, die im Rahmen dieses Systems gewählt 
wurden (die Versammlung des Kosovo und die Gemeindeversammlungen), 
eingesetzt werden.28 Die Art und Weise, in der solche Parlamentsprogramme 
in Missionen „eingebettet“ waren, die Unterstützung im weiteren Sinne in 
den Bereichen Demokratisierung, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und 
Sicherheitssektorreform leisteten, ermöglichte es den Feldoperationen, das 
eigene Fachwissen einzubringen und den Parlamenten Hilfestellungen zu ge-
ben, die über den rein technischen Aufbau der Parlamentsverwaltung und de-
ren Aufrechterhaltung hinausgehen.29 Dies ist wahrscheinlich einer der größ-
ten Vorzüge des OSZE-Ansatzes zur Stärkung von Parlamenten, durch den er 
sich von der Arbeit einiger Stiftungen zur Demokratieförderung, deren Pro-
jekte zur Stärkung von Parlamenten enger gefasst sind, unterscheidet. 
Ein weiteres besonderes Merkmal der Arbeit der OSZE-Feldoperationen in 
Südosteuropa zur Stärkung von Parlamenten ist die regionale Zusammenar-
beit zwischen den einzelnen Operationen. Dies stellt ein wichtiges Element 
der Unterstützungsprogramme dar. Die OSZE-Feldoperationen in Südosteu-
ropa konnten eine Reihe gemeinsamer Ausbildungsprogramme und regiona-
ler Veranstaltungen für Abgeordnete und Mitarbeiter des Parlaments entwi-
ckeln und umsetzen. Grundlage dafür waren die geographische Nähe, in etwa 
ähnliche Entwicklungsstufen des Parlaments und sprachliche Gemeinsam-
keiten. Bei den Veranstaltungen ging es darum, die Kenntnisse der Teilneh-
mer in solch unterschiedlichen Themenbereichen wie Einführung und Umset-
zung von E-Parlament-Strategien, Parlamente und europäische Integration 
oder Parlamentsaufsicht zu vertiefen. Die Feldoperationen haben auch ver-
sucht, engere Solidaritätsnetzwerke aufzubauen und den Erfahrungsaustausch 
zwischen Teilnehmern aus bestimmten Bereichen, wie z.B. den Generalse-
kretären von Parlamentsverwaltungen oder weiblichen Abgeordneten, ange-
regt. Insgesamt besteht der Arbeitsalltag im Rahmen der Programme jedoch 
größtenteils in der Arbeit mit Parlamentsmitarbeitern und Parlamentariern 
vor Ort und darin, sie anzuleiten, zu unterstützen, auszubilden und zu beraten. 
Dies geschieht auf Grundlage der Anforderungen, die vom Parlament zuvor 
ermittelt worden waren, und der Evaluierungen und Analysen, die von Mit-
arbeitern der Feldoperationen erstellt wurden.  

                                                           
28  Vgl. Bernhard Knoll/Kara Johnston-Molina, Ein steiniger Weg: Das Kosovo im Übergang 

zur vorläufigen Selbstverwaltung, in: Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik 
an der Universität Hamburg, OSZE-Jahrbuch 2002, Baden-Baden 2002, S. 145-167. 

29  Zu den bemerkenswerten Beispielen gehört die OSZE-Präsenz in Albanien. 

In: IFSH (Hrsg.), OSZE Jahrbuch 2011, Baden-Baden 2013, S. 443-459.



 453

Die Projekte und Maßnahmen der OSZE sind ebenso zahlreich wie unter-
schiedlich. Dennoch beruhen sie allesamt auf dem übergeordneten Ziel, die 
Kapazitäten des Parlaments zu stärken, die darin bestehen, Gesetze zu verab-
schieden, die Exekutive zur Verantwortung zu ziehen und den Wählern ge-
genüber Verantwortung zu tragen. So entwickelten die Missionen in Bosnien 
und Herzegowina und im Kosovo zum Beispiel ein Handbuch für öffentliche 
Anhörungen. Mit seiner Hilfe soll die Legislative in die Lage versetzt wer-
den, die Durchführung öffentlicher Anhörungen im Rahmen des Gesetzge-
bungs- und des politischen Entscheidungsprozesses zu verbessern.30 Einige 
Feldoperationen, wie etwa die OSZE-Mission in Serbien, haben mit Parla-
menten daran gearbeitet, sogenannte „E-Parlament“-Lösungen umzusetzen. 
Diese Maßnahmen beruhen auf der Erkenntnis, dass IT-Abläufe und -Werk-
zeuge genutzt dazu werden können, die Transparenz und Effizienz bei der 
Formulierung und Verabschiedung von Gesetzen zu erhöhen. Auch ganz all-
gemein kann die IT für das Funktionieren von Parlamenten sehr hilfreich 
sein.31 
Mehrere Feldoperationen haben auch mit Parlamentariern und Parlaments-
ausschüssen zusammengearbeitet, um Veranstaltungen und Programme zu 
entwickeln, bei denen die Bürger direkt angesprochen und informiert werden. 
So sollten beispielsweise Parlamentsausschüsse bei Besuchen vor Ort unter-
suchen und beobachten, ob Gesetze angewendet werden, oder bestimmten 
Fragen nachgehen. Auch die bessere und intensivere Nutzung der Websites, 
der Öffentlichkeitsarbeit und des Informationsmaterials von Parlamenten war 
Gegenstand solcher Programme und Veranstaltungen. 
Ein wesentlicher Teil der Arbeit einiger Feldoperationen bestand darin, die 
Arbeit des Parlaments zu beobachten. Dabei kann die Feldoperation auf ei-
gene Initiative Probleme ansprechen, die sich aus der Arbeitsweise des Par-
laments oder aus den Debatten ergeben oder auch in Zusammenhang mit der 
Einhaltung gesetzlicher und regulativer Rahmenbedingungen durch das Par-
lament auftreten. Beispielsweise veröffentlicht die OSZE-Mission im Kosovo 
regelmäßig einen „Assembly of Kosovo Monitoring Report“, der die Arbeit 
der Versammlung protokolliert und analysiert.32 Während die meisten Unter-
stützungsaktivitäten in der direkten Beratung der Parlamentarier und Parla-
mentsmitarbeiter bestehen, können solche veröffentlichten Berichte dabei 
helfen, die Aufmerksamkeit auf das korrekte Funktionieren eines Parlaments 
                                                           
30  Das Handbuch für Bosnien und Herzegowina findet sich unter: http://www.oscebih.org/ 

documents/osce_bih_doc_2010122016042890eng.pdf; das Kosovo-Handbuch wurde ge-
meinsam mit dem National Democratic Institute (NDI) entwickelt und ist abrufbar unter: 
http://www.ndi.org/files/ksv_publichearing_010104.pdf.  

31  Siehe z.B. National Assembly of the Republic of Serbia, NARS and OSCE Sign Memo-
randum of Understanding, 22. Dezember 2010, unter: http://www.parlament.gov.rs/ 
NARS_and_OSCE_Sign_Memorandum_of_Understanding.12782.537.html. Für weitere 
Informationen siehe z.B. Inter-Parliamentary Union and United Nations Department of 
Economic and Social Affairs, World E-Parliament Report 2010, unter: http://unpan1.un. 
org/intradoc/groups/public/documents/un/unpan039336.pdf. 

32  Die „Assembly of Kosovo Monitoring Reports“ sind erhältlich unter: http://www.osce. 
org/kosovo/66128. 
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zu lenken. Mit Hilfe ihrer Berichte konnte die OSZE-Mission im Kosovo die 
Versammlung zum Beispiel dazu ermutigen, sämtliche Fragen, die Mitglieder 
der Versammlung der Regierung gegenüber eingebracht hatten, zu veröffent-
lichen – auch jene, die nicht beantwortet worden waren.33 
Das Prinzip der Geberkoordination stellte für die OSZE-Feldoperationen – 
wie in anderen Bereichen der Entwicklungszusammenarbeit – auch bei der 
Stärkung von Parlamenten eine zentrale Herausforderung dar. In einem Fall 
spielte die OSZE-Feldoperation eine besondere Rolle bei der Koordination 
und Optimierung der Geberunterstützung für das Parlament: Als Leiterin 
einer „Unterstützungsinitiative für die Versammlung“ saß die OSZE-Mission 
im Kosovo einer aus wichtigen Geberländern und der Führung der Ver-
sammlung bestehenden Gruppe vor. Damit konnte vermieden werden, dass 
Aufgaben doppelt verteilt und Parlamentsmitarbeiter überlastet wurden.34 
Interessanterweise werden Parlamente in einigen der frühen und grundlegen-
den Dokumenten zur menschlichen Dimension – wie z.B. im Kopenhagener 
und im Moskauer Dokument – zwar nicht direkt erwähnt. Jedoch wurde die 
Arbeit der OSZE zur Stärkung von Parlamenten im Nachhinein in späteren 
Dokumenten des OSZE-Ministerrats – wie dem von Bukarest 2001 oder 
Maastricht 2003 – anerkannt.35 
 
Das OSZE-Büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(BDIMR) und die Stärkung der Parlamente 
 
Das Demokratisierungsprogramm des BDIMR spielte ebenfalls eine aktive 
Rolle in der Unterstützung und Stärkung von Parlamenten in der OSZE-Re-
gion, wenn auch in geringerem Maße als die Feldoperationen. Ein konkretes 
frühes Projekt war die direkte Unterstützung für das Parlament in Georgien. 
Es wurde von 2006 bis 2008 in Zusammenarbeit mit der mittlerweile nicht 
mehr bestehenden OSZE-Mission in Georgien durchgeführt. Das Projekt be-
inhaltete die Entwicklung des Zentrums für parlamentarische Reformen im 

                                                           
33  Vgl. Franklin De Vrieze, Building parliamentary democracy in Kosovo, in: Security and 

Human Rights 2/2008, S. 121-136, hier: S. 131. 
34  Siehe Franklin De Vrieze, OSCE coordinates parliamentary support programmes, in: Hel-

sinki Monitor 1/2007, S. 57-63. 
35  „Das BDIMR wird seine Bemühungen um Förderung und Unterstützung des Aufbaus de-

mokratischer Institutionen auf Ersuchen von Staaten fortsetzen und intensivieren, indem 
es unter anderem bei der Stärkung […] der parlamentarischen Strukturen […] Hilfestel-
lung leistet.“ Bukarester Aktionsplan zur Bekämpfung des Terrorismus, Anhang zu 
MC(9).DEC/1, in: Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Neuntes 
Treffen des Ministerrats, 3. und 4. Dezember 2001, MC.DOC/2/01, Bukarest, 4. Dezem-
ber 2001, S. 8-14, hier: S. 10, Absatz 10; „Konfliktverhütung und Konfliktnachsorge ver-
langen von der Organisation […] große Anstrengungen im Hinblick auf die Förderung 
und Unterstützung des Aufbaus demokratischer Institutionen […] unter anderem durch 
Hilfe beim Aufbau von Kapazitäten und bei der Stärkung […] parlamentarischer Struktu-
ren [...].“ OSZE-Strategie gegen Bedrohungen der Sicherheit und Stabilität im einund-
zwanzigsten Jahrhundert, in: Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
Elftes Treffen des Ministerrats, 1. und 2. Dezember 2003, MC.DOC/1/03, Maastricht, 
2. Dezember 2003, S.1-12, hier: S. 6, Absatz 27.  
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georgischen Parlament. Dabei handelte es sich um eine Einrichtung, die spe-
ziell für die Koordination von Geberländern zuständig und teilweise der Un-
terstützungsinitiative für die Versammlung im Kosovo (siehe oben) nach-
empfunden war.  
Das BDIMR ist in seiner Arbeit zur Stärkung von Parlamenten seitdem dazu 
übergegangen, gemeinsam mit den OSZE-Feldoperationen entsprechende 
Maßnahmen vor Ort durchzuführen. Dazu gehören die Beratung durch Ex-
perten, die Bereitstellung von Wissensprodukten, die Ko-Moderation von 
Veranstaltungen, regionale Ausbildungskurse36 und der Aufbau von ge-
schlossenen Online-Gruppen zum Wissensaustausch für OSZE-Mitarbeiter, 
die im Bereich der Parlamentsunterstützung arbeiten. Aufbauend auf seiner 
Rolle als gelegentlicher Berater der Feldoperationen hat das BDIMR auch 
mit der bereits erwähnten Website Agora zusammengearbeitet, die sich für 
die Stärkung von Parlamenten einsetzt. Sie wird von einem Konsortium aus 
führenden Akteuren im Bereich der Unterstützung von Parlamenten betrie-
ben, darunter das UNDP, die EU, das National Democratic Institute (NDI), 
das Weltbankinstitut und das International Institute for Democracy and 
Electoral Assistance (International IDEA). 
Neben seiner direkten Unterstützung der Parlamente ist auch die Arbeit des 
BDIMR im Bereich Unterstützung der Gesetzgebung und Rechtsreformen für 
die Parlamente äußerst wichtig. Die Unterstützung bei der Gesetzgebung be-
trifft Parlamente auf zweierlei Weise. Erstens stellt das BDIMR Fachkennt-
nisse und bewährte Praktiken in Fragen der menschlichen Dimension, die in 
der Gesetzgebung angesprochen werden, zur Verfügung und gibt sie an die 
Teilnehmerstaaten und ihre politischen Entscheidungsgremien in Form von 
Gutachten zu Gesetzesentwürfen weiter. Die Gutachten werden bei Gesprä-
chen am Runden Tisch erläutert und richten sich oft an Abgeordnete des Par-
laments und die Juristen unter den Parlamentsmitarbeitern. Das BDIMR re-
agiert auf die Anfragen von Teilnehmerstaaten und OSZE-Feldoperationen, 
Gesetzesentwürfe hinsichtlich ihrer Verträglichkeit mit den Verpflichtungen 
aus dem Bereich der menschlichen Dimension zu prüfen, indem es spezielle 
Gesetzgebungsleitfäden herausgibt.37 Die einzelnen Gesetze, Gutachten und 
Leitfäden sind kostenlos in einer Online-Datenbank einzusehen 
(www.legislationline.org). Zweitens hilft das BDIMR den Institutionen der 
OSZE-Teilnehmerstaaten (darunter Ministerien und Parlamente) mit seinen 

                                                           
36  Ein aktuelles Beispiel findet sich in: OSCE, Seminar Report, OSCE Regional Seminar for 

Parliamentary Staffers on Parliamentary Oversight and Independent Institutions, Held at 
the Assembly of the Republic of Albania, Tirana, Albania, 20-21 December 2010, unter: 
http://www.osce.org/odihr/78844. Das Seminar wurde von der OSZE-Präsenz in Albanien 
mit Unterstützung des BDIMR im Dezember 2010 abgehalten. 

37  So z.B. OSCE-ODIHR/Venice Commission, Guidelines on Freedom of Peaceful Assem-
bly, Warschau 2010, unter: http://www.legislationline.org/download/action/download/id/ 
3256/file/FoA_Guidelines_II_Edition_2010_en.pdf, sowie OSCE-ODIHR/Venice Com-
mission, Guidelines on Political Parties Regulation, Warschau 2011, unter: http://www. 
legislationline.org/download/action/download/id/3499/file/Guidelines%20on%20Political
%20Party%20Regulation%202010_en.pdf. 
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Bewertungsverfahren für „demokratische Gesetzgebung“ dabei, auf Bereiche 
aufmerksam zu machen, in denen die Erarbeitung von Gesetzesentwürfe oder 
der Gesetzgebungsprozess selbst offener, transparenter und wirksamer ge-
macht werden könnten.38 Dies geschieht auf Wunsch der Teilnehmerstaaten. 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE: „Parlamentarische 
Diplomatie“ als Stärkung des Parlaments 
 
Trotz des möglichen Einwandes, dass die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE (PV) – die unabhängige Versammlung von Parlamentariern aus den 
OSZE-Teilnehmerstaaten – streng genommen keine OSZE-Institution ist,39 
ist sie für das Verständnis der „parlamentarischen Dimension“ der OSZE un-
verzichtbar. Durch eine Reihe von Arbeitspraktiken, auf die sich die Teilneh-
mer schrittweise geeinigt haben, hat sich die PV zu einem „informellen, aber 
engen Netzwerk“40 innerhalb der institutionellen Architektur der OSZE ent-
wickelt. Die Gründung der PV war die konkrete Antwort auf den Aufruf der 
Teilnehmerstaaten in der Charta von Paris für ein neues Europa aus dem Jahr 
1990, „eine […] parlamentarische […] Versammlung der KSZE unter Betei-
ligung von Parlamentsmitgliedern aus allen Teilnehmerstaaten“ zu schaf-
fen.41 
Die Aktivitäten der PV können in erster Linie als „parlamentarische Diplo-
matie“42 beschrieben werden, die definiert ist als „internationale Aktivitäten, 
die von Parlamentariern mit dem Ziel unternommen werden, das gegenseitige 
Verständnis zwischen den Ländern zu erhöhen, sich gegenseitig bei der Ver-
besserung der Kontrolle von Regierungen und der Vertretung des Volkes zu 
helfen sowie die demokratische Legitimität zwischenstaatlicher Institutionen 
zu steigern“.43 Eine solche „parlamentarische Diplomatie“ wird zunehmend 
von internationalen parlamentarischen Institutionen (IPIs) betrieben, deren 
Zahl, vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg, erheblich gestiegen ist. Einer 
Einschätzung zufolge gibt es mindestens 68 IPIs, deren Größe und Zweckset-
zungen variieren.44 

                                                           
38  Solche Bewertungen wurden bisher (teilweise oder vollständig) in Georgien, Moldau, der 

ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien und in Serbien vorgenommen. Die 
vollständigen Bewertungen finden sich unter: http://www.legislationline.org/search/ 
runSearch/1/category/93. 

39  Siehe hierzu Beat Habegger, Democratic control of the OSCE: The role of the Parliamen-
tary Assembly, in: Helsinki Monitor 2/2006, S. 133-143.  

40  Ebenda, S. 142. 
41  Charta von Paris für ein neues Europa, Paris, 21. November 1990, in: Fastenrath (Hrsg.), 

a.a.O. (Anm. 1), Kap. A.2, S. 17, auch unter: http://www.osce.org/de/mc/39518. 
42  Andreas Nothelle, OSZE-Reformmotor Parlamentarische Versammlung, in: Institut für 

Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH (Hrsg.), 
OSZE-Jahrbuch 2006, Baden-Baden 2007, S. 377-406, hier: S. 377. 

43  Frans W. Weisglas/Gonnie de Boer, Parliamentary Diplomacy, in: The Hague Journal of 
Diplomacy, 2/2007, S. 93-99, hier: S. 93-94. 

44  Vgl. Zlatko Sabic, Building Democratic and Responsible Global Governance: The Role of 
International Parliamentary Institutions, in: Parliamentary Affairs 2/2008, S. 255-271, 
hier: S. 260-261. 
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„Parlamentarische Diplomatie“, wie sie von der PV der OSZE und anderen 
IPIs betrieben wird, wird als wesentlicher Bestandteil der internationalen Ak-
tivitäten zur Entwicklung von Parlamenten angesehen.45 Die PV der OSZE 
sieht eine ihrer Aufgaben explizit darin, „die Stärkung und Festigung von 
demokratischen Institutionen in den OSZE-Teilnehmerstaaten zu unterstüt-
zen“.46 Dieser Auftrag wurde auf dem Istanbuler Gipfeltreffen der OSZE-
Staats- und Regierungschefs von 1999 anerkannt und begrüßt.47 Die haupt-
sächliche Arbeit der PV – also ihre Sitzungen und Debatten – dient (wie die 
vieler anderer IPIs) der Stärkung von Parlamenten auf vielfältige Weise. Zu-
nächst gewinnen die Parlamentarier durch die Debatten und informellen 
Kontakte Informationen und Fachkenntnisse. Dadurch verbessern sich ihre 
Fähigkeiten, sich ins Parlamentsgeschehen einzubringen; dazu gehört bei-
spielsweise die Aufsicht über Beschlüsse der Exekutive, auch in der Außen-
politik. Die thematischen und regionalen Seminare, die von der PV veran-
staltet werden48 sind in der Tat eine Form des „Kapazitätsaufbaus“ für Parla-
mentarier, da in ihnen oft Themen angesprochen werden, die in neuen oder 
sich im Übergang befindlichen Demokratien Probleme darstellen: 
 

„In einer Organisation wie der OSZE, deren Teilnehmerstaaten unter-
schiedliche Entwicklungsstände parlamentarischer Demokratie aufwei-
sen, ist die internationale [...] nicht selten auch die einzige Ebene, auf 
der manchen Parlamentariern durch Kollegenkontakte Informationen 
vermittelt werden können, die sie in die Lage versetzen, ihre Kontroll-
funktion wahrzunehmen.“49 

 
Der Austausch von Informationen über bilaterale oder multilaterale Kontakte 
kann aber auch für Parlamente in Demokratien mit einer längeren Tradition 
wertvoll sein, wie der frühere Sprecher und Präsident des niederländischen 
Parlaments Frans Weisglas feststellte: 
 

„Demokratie ist kein statischer Zustand – es gibt keinen ‚Endzustand‘, 
der erreicht werden könnte. Die parlamentarische Diplomatie ist daher 
auch sehr wichtig, um sowohl Entwicklungsländern als auch entwi-
ckelten Ländern einen Spiegel vorzuhalten, damit sie sich ihre eigenen 
Tugenden und Fehler vor Augen führen können.“50 

                                                           
45  Siehe z.B. European Commission, EuropeAid, a.a.O. (Anm. 22), S. 92; Sabic, a.a.O. 

(Anm. 44). 
46  OSCE Parliamentary Assembly, Geschäftsordnung, 25. März 2011, Teil 1, Artikel 2 (d), 

unter: http://www.oscepa.org/publications/rules-of-procedure. 
47  Vgl. Europäische Sicherheitscharta, Istanbul, November 1999, Absatz 17, in: Organisation 

für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Gipfeltreffen von Istanbul, Dokument von 
Istanbul 1999, Istanbul 1999, Januar 2000/Corr., S. 1-46, hier: S. 5, online unter: http:// 
www.osce.org/de/mc/39571. 

48  Einen umfassenden Überblick bietet Nothelle, a.a.O. (Anm. 42), S. 398-399. 
49  Ebenda, S. 378. 
50  Weisglas/de Boer, a.a.O. (Anm. 43), S. 96. 
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Die Teilnahme an einem gemeinsamen demokratischen Diskussionsrahmen 
führt auch dazu, dass sich grundlegende Normen des demokratischen Parla-
mentarismus verfestigen. Auch dies sollte als eine Form der Schulung ange-
sehen werden, vor allem für Parlamentarier aus einem Umfeld, in dem Par-
lamentsdebatten entweder minimal gehalten werden oder äußerst zugespitzt 
sind. Die Aktivitäten sind zwar nicht leicht zu bewerten und die konkreten 
Auswirkungen schwer zu messen, jedoch dürfte ein gewisser „Sozialisie-
rungseffekt“ eine Rolle spielen, indem die Treffen unter Gleichen einen posi-
tiven „Korpsgeist“ unter den Parlamentariern hervorrufen.51 Der ist vor allem 
für Parlamentarier aus Ländern wichtig, in denen der Wert des Parlaments als 
Institution und die zentrale Aufgabe eines Abgeordneten unterschätzt werden 
und der Eindruck vorherrscht, das Parlament spiele nur die „zweite Geige“ 
im Vergleich zu einer mächtigen Exekutive. 
 
 
Fazit: Auf dem Weg zu OSZE-Prinzipien für Parlamente? 
 
Der vorliegende Beitrag hat die Präsenz von Parlamenten in den OSZE-Ver-
pflichtungen im Bereich der menschlichen Dimension nachgewiesen. Hierzu 
wurden die Verpflichtungen mit der Praxis der OSZE-Programme zur Unter-
stützung von Institutionen verglichen. Der Beitrag hat einen Überblick über 
den parlamentarischen Aspekt der Arbeit der OSZE gegeben, der in Studien 
bislang vernachlässigt wurde. Wir haben argumentiert, dass die scheinbare 
Nichtberücksichtigung von Parlamenten in den wichtigsten Erklärungen aus 
den frühen 1990er Jahren nicht so interpretiert werden darf, als ob die Rolle 
von Parlamenten in der menschlichen Dimension unterschätzt würde. Die 
stillschweigende Anerkennung des Parlaments in vielen der zentralen Prinzi-
pien, die den Verpflichtungen zugrunde liegen, und die Entwicklung zahlrei-
cher auf Parlamente abzielender Programme und Praktiken legen vielmehr 
nahe, dass Parlamente ein wesentliches Element der menschlichen Dimension 
der OSZE sind.  
Dieser erste Überblick über die „parlamentarische Dimension“ der OSZE-
Bemühungen um Demokratisierung soll Verantwortlichen innerhalb der 
OSZE, ihren Mitarbeitern, aber auch Personen außerhalb der OSZE gute 
Gründe liefern, die OSZE als einen der wichtigsten Akteure im Bereich Un-
terstützung und Stärkung von Parlamenten anzusehen. Abschließend möchten 
wir daher anregen, die Rolle der OSZE bei der Stärkung von Parlamenten 
stärker anzuerkennen; gleichzeitig sollten allerdings die OSZE und ihre In-
stitutionen ihrerseits ihre Anstrengungen erhöhen, Richtlinien, Standards 

                                                           
51  Solche Auswirkungen wurden u.a. untersucht von Trine Flockhart, „Masters and No-

vices“: Socialization and Social Learning through the NATO Parliamentary Assembly, in: 
International Relations 3/2004, S. 361-380. 
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oder Empfehlungen für Parlamente zu entwickeln, die auf den Praktiken der 
OSZE-Teilnehmerstaaten beruhen. 
Damit würde auch eine der Stärken der OSZE als Organisation  zur Geltung 
kommen: die Fähigkeit, klare und einzigartige Normen und Standards mit 
wirksamen Hilfsprogrammen zu verbinden, die auf diesen Normen und Prin-
zipien beruhen. Damit würde die OSZE dem aktuellen Trend im Bereich der 
Parlamentsunterstützung entsprechen, nämlich die Entwicklung umfassender 
internationaler „Standards“ und „Maßstäbe“ zur essung der Qualität parla-
mentarischer Demokratie zu beschleunigen. Zu den wichtigsten Beiträgen 
hierzu gehören unter anderem: „Benchmarks for Democratic Legislatures“ 
(2006) der Commonwealth Parliamentary Association (CPA), „Toward the 
Development of International Standards for Democratic Legislatures“ 
(2007) des NDI, „Self Assessment Toolkit for Parliaments“ (2008) der Inter-
parlamentarischen Union (IPU) sowie „Critères d’évaluation“ (2009) der 
Parlamentarischen Versammlung Francophonie (Assemblée parlementaire de 
la Francophonie, APF).52 Der Europarat – die wohl engste Partnerinstitution 
der OSZE – ist mit seinen Überlegungen, ähnliche Standards und Leitfäden 
für Parlamente zu entwickeln, ebenfalls bereits weit fortgeschritten.53 
Die Bemühungen der OSZE, die Standards zu konsolidieren, könnten sich 
auf die Praktiken von Parlamenten in der OSZE-Region, die von den Teilneh-
merstaaten verabschiedeten Verpflichtungen (Helsinki, Kopenhagen, Mos-
kau), die von der Parlamentarischen Versammlung der OSZE entwickelten 
Empfehlungen sowie das Know-how und die Praktiken etablierter Program-
me zur Stärkung von Parlamenten, die ein Kernbestandteil der OSZE-Institu-
tionen und -Feldoperationen sind, stützen.  
 
 

                                                           
52  Einen guten Überblick bietet: UNDP, Benchmarks and Self-Assessment Frameworks for 

Democratic Parliaments, Brüssel/New York 2010, unter: http://capacity4dev.ec.europa. 
eu/sites/default/files/documents/topic/Benchmarks_and_self-assessment_frameworks_for 
_democratic_parliaments.pdf. 

53  Siehe Council of Europe Parliamentary Assembly, Motion for a resolution: Towards a 
model rulebook for self-evaluation by Europe’s national parliaments, Doc. 11774, 11. De-
zember 2008, unter: http://assembly.coe.int/Main.asp?link=/Documents/WorkingDocs/ 
Doc08/EDOC11774.htm (ein Berichtsentwurf wird von Andreas Gross, Mitglied der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates, ausgearbeitet); siehe auch Council of 
Europe Parliamentary Assembly, Resolution 1601 (2008), Procedural guidelines on the 
rights and responsibilities of the opposition in a democratic parliament, unter: http:// 
assembly.coe.int/main.asp?Link=/documents/adoptedtext/ta08/eres1601.htm. Auch die Ve-
nedig-Kommission hat einige Stellungnahmen zur Überprüfung von Standards für demo-
kratische Parlamente abgegeben, siehe z.B. Council of Europe, European Commission for 
Democracy Through Law (Venice Commission), Report on the Role of the Opposition in 
a Democratic Parliament, CDL-AD(2010)025, Venedig, 15.-16. Oktober 2010, unter: 
http://www.venice.coe.int/docs/2010/ CDL-AD(2010)025-e.pdf. 
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